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Vorschlag zur Änderung des Ausweisungsrechts

(Bergmann/Dörig, Stand: 1.2.14)

Der nachstehende Gesetzentwurf wurde erarbeitet, um die mangelnde Vereinbarkeit der zwingenden Ausweisung in § 53 AufenthG a.F. mit Völker- und Europarecht zu beseitigen und zugleich den in der ausländerrechtlichen Praxis aufgetretenen Problemen mit der Ermessensausweisung Rechnung zu tragen. Er ersetzt die bisherigen Formen der Ausweisung durch eine einheitliche Ausweisung nach dem auch für die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte maßgeblichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Dabei trifft der Entwurf bewusst keine Wertungen über die Angemessenheit der einzelnen Ausweisungstatbestände, sondern übernimmt diese aus dem bisherigen Gesetz, d.h. überlässt die Bewertung des diesbezüglichen Änderungsbedarfs den politischen Entscheidungsträgern. Auch die Maßstäbe für die Verhältnismäßigkeitsprüfung entstammen weitgehend dem geltenden Gesetz. Die Verfasser haben in ihrem Entwurf den Stand der Diskussionen auf den Verwaltungsgerichtstagen 2010 (vgl. Dörig, NVwZ 2010, S. 921) und 2013 (vgl. Bergmann, ZAR 2013, S. 318) verarbeitet. Der Entwurf gibt ausschließlich die persönliche Auffassung der Verfasser wieder und nicht die der Gerichte, denen sie angehören.
Die §§ 53 bis 56 AufenthG werden durch folgende Neufassung ersetzt:

§ 53 AufenthG n.F. - Ausweisung
(1) Ein Ausländer, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet, wird ausgewiesen, wenn die vom Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geleitete Abwägung der öffentlichen Interessen an der Ausreise mit den privaten Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet ergibt, dass die öffentlichen Interessen überwiegen; anderenfalls darf eine Ausweisung nicht verfügt werden. Die europa-, völker- und verfassungsrechtlichen Vorgaben sind bei der Abwägung zu beachten.
(2) Die Wirkungen der Ausweisung sind gemäß § 11 zu befristen. Eine Befristung in Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 7 soll fünf Jahre überschreiten.
(3) Zur Herstellung der Verhältnismäßigkeit kann ein Recht auf Wiederkehr im Sinne von § 37 gewährt werden.

§ 54 AufenthG n.F. - Privates Bleibeinteresse

(1) Zugunsten des Ausländers sind bei der Abwägung gemäß § 53 Abs. 1 insbesondere die Dauer seines rechtmäßigen Aufenthalts, seine schutzwürdigen persönlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Bindungen im Bundesgebiet und die Folgen der Ausweisung für Familienangehörige oder Lebenspartner, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, zu berücksichtigen.

(2) Das private Interesse im Sinne von § 53 Abs. 1 hat besonderes Gewicht, wenn

 (Katalog § 56 Abs. 1 S. 1 Nr. 1.-5 sowie § 56 Abs. 3 und § 56 Abs. 4 a.F. einfügen.)

§ 55 AufenthG n.F. - Öffentliches Ausweisungsinteresse
(1) Das öffentliche Interesse im Sinne von § 53 Abs. 1 hat Gewicht, wenn

 (Katalog § 55 Abs. 2 a.F. einfügen.)

(2) Das öffentliche Interesse im Sinne von § 53 Abs. 1 hat besonderes Gewicht, wenn
 (Kataloge § 53 a.F. und § 54 a.F. einfügen.)

§ 55a AufenthG n.F. - Überwachung ausgewiesener Ausländer aus 
Gründen der inneren Sicherheit
 (Text des bisherigen § 54a a.F. einfügen; nur Verweisungen sind anzupassen.)
§ 56 AufenthG n.F. - Ausweisung von Berechtigten nach dem 
Assoziationsabkommen EWG/Türkei
Ein Ausländer, dem nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht zusteht, wird nur ausgewiesen, wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen gegenwärtig eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefahr für ein Grundinteresse der deutschen Gesellschaft darstellt und die Maßnahme für die Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist.
(Die bisherigen §§ 55 Abs. 1 und Abs. 3 sowie § 56 a.F. entfallen; die darin enthaltene Güterabwägung findet im Rahmen der Kriterien des neuen § 53 statt.)
Hinweis: Wird in anderen Normen des AufenthG der in § 54 weggefallene Begriff „Ausweisungsgrund“ benutzt (z.B. § 5 Abs. 1 Nr. 2) ist er zu ersetzen durch: „öffentliches Ausweisungsinteresse im Sinne von § 55“.
